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(4) Bei Havarien sind Soforteinsätze unter Aufsicht 
des Rechtsträgers möglich.

§6
Arbeiten in der Nähe von Gasleitungen

(1) Bei Schacht- und Abbrucharbeiten in unmittel-.
barer Nähe von Gasrohrleitungen sowie bei dem Frei­
legen dieser Leitungen ist auf die Dichtheit der Leitun­
gen bzw. auf Gasrückstände zu achten. Gasrückstände 
und ausströmende Gase sind leicht entzündbar. Es be­
steht Explosions- und Vergiftungsgefahr.

(2) Bei Feststellung Von ausströmendem Gas ist so­
fort der zuständige Energieversorgungsbetrieb zu be­
nachrichtigen.

(3) Vor der Durchführung von Schacht- und Abbruch­
arbeiten in der Nähe von Gasleitungen sind ent­
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen vom bau­
ausführenden Betrieb Maßnahmen zur Vermeidung 
und Bekämpfung von Bränden festzulegen. In Zweifels­
fällen sind die örtlichen Organe des Brandschutzes zu 
konsultieren.

§7
Arbeiten in Überschwemmungsgebieten

In Überschwemmungsgebieten sind erforderliche 
Sicherheitsmaßnahmen wie Fangdamm, Spundwände 
usw. im Projekt vorzusehen. Die Bauarbeiten sind nach 
Möglichkeit in hydrologisch günstigen Jahreszeiten 
durchzuführen. Für die Dauer der Arbeiten ist ein 
entsprechender Hochwasser-Warndienst einzusetzen.

§ 8
Sicherheitsabstände bei Arbeiten mit mechanischen 

Grabgeräten und Flaehbaggcrr.
(1) Bei dem Einsatz von Kabellegern und Baggern 

muß ein allseitiger Abstand von mindestens 1 m von 
der äußeren Begrenzung der vorhandenen Versorgungs­
leitungen eingehalten werden.

(2) Beim Einsatz von hydraulisehen Grabgeräten mit 
einem Fassungsvermögen bis 0,4 m3 Löffelinhalt sowie 
bei Flachbaggern, Planierraupen und Grabenfräsen ist 
ein allseitiger Abstand von 50 cm von der äußeren Be­
grenzung der Versorgungsleitungen einzuhalten.

(3) Beim Einsatz der Geräte gemäß Abs. 2 darf eine 
allseitige Annäherung von 30 cm zugelassen werden, 
wenn während des Einsatzes ein geeignetes Ortungs­
und Trassensuchgerät ständig die Lage der Versor­
gungsleitungen optisch oder akustisch genau bestimmt.

§9
Einsatz von Baumaschinisten

(1) Arbeiten gemäß § 8 dürfen nur von Baumaschini­
sten, die mindestens über 5 Monate Fahrpraxis auf 
dem zum Einsatz kommenden Gerät verfügen, ausge­
führt werden.

(2) Die Maschinisten und alle unmittelbar mit 
Schachtarbeiten Beschäftigten sind am Arbeitsplatz an 
Hand der Lage- und Netzpläne der Versorgungsleitun­
gen der Rechtsträger einzuweisen und über die Ge­
fahren und möglichen Beschädigungen zu belehren. 
Diese Belehrungen sind im Arbeitssehutzkontrollbuch 
aufzunehmen.

§ 10
Arbeiten an oder auf öffentlichen Straßen und Plätzen

(1) Arbeiten an oder auf öffentlichen Straßen sind 
erst dann zu beginnen, wenn die Deutsche Volkspolizei

gemäß § 40 der Straßenverkehrs-Ordnung — StVO — 
vom 30. Januar 1964 (GBl. II S. 357) die Erlaubnis dazu 
erteilt hat.

(2) Vor Beginn und während der Arbeiten ist die 
Baustelle gemäß § 40 der StVO zu sichern. Bei Dunkel­
heit oder starkem Nebel ist das Sperrgerät durch rotes 
Licht ausreichend zu kennzeichnen. Übergänge für 
Fahr- und Personenverkehr sind durch weißes Licht zu 
beleuchten. Die Lagerung von Materialien und Gegen­
ständen auf den Fahrbahnen oder Gehwegen hat unter 
Berücksichtigung des § 41 der StVO zu erfolgen.

(3) Auflagen der Deutschen Volkspolizei zur weiter­
gehenden Sicherung oder Kennzeichnung der Baustelle 
sind einzuhalten. Die Deutsche Volkspolizei kann auf 
Antrag des bauausführenden Betriebes Geschwindig­
keitsbegrenzungen zur Herabsetzung von Erschütte­
rungen durch den Straßenverkehr anordnen.

Verba« von Gruben und Gräben 
§ 1 1

(1) Alle Gräben müssen, soweit sie nicht im Fels aus- 
geführt werden, bei Tiefen von mehr als 1,25 m ent­
sprechend der Bodenart und den Grundwasserverhält­
nissen gemäß Arbeitsschutzanordnung 331/1 vom 
26. Januar 1961 — Hochbau, Tiefbau und Bauneben­
gewerbe — (Sonderdruck Nr. 332 des Gesetzblattes) und 
Fachbereichstandard Bauwesen 113—0088 Technische 
Vorschriften für Bauleistungen; Baugruben — Verklei­
dungsarbeiten abgeböscht oder sachgemäß versteift 
(verbaut) werden. Bei mechanischem Aushub kann auf 
den Verbau verzichtet werden, wenn die Baugruben 
bzw. die Gräben nicht von Personen betreten wer­
den und eine sichtbare Abgrenzung der Baugruben- 
bzw. Grabenwände gegen Abrutschen infolge zusätz­
licher Belastung (Fahrzeuge, Geräte usw.) erfolgt ist. 
Werden Gräben in einem Gelände mit hohem Grund­
wasserstand ausgehoben, so ist das Grundwasser in 
offener oder geschlossener Wasserhaltung zu beseitigen. 
Die Aussteifung muß mit der Ausschachtung bis zur 
Sohle erfolgen. Bei Richtungsänderungen der Gräben 
sind auch im standfesten Boden die Ecken auszusteifen 
oder abzuböschen. Baugruben, die breiter sind als die 
Gräben, sind allseitig auszusteifen oder abzuböschen.

(2) Können Erschütterungen durch Straßenverkehr, 
Eisenbahn-, Rammarbeiten usw. auftreten oder wer­
den die Arbeiten im aufgefüllten Boden ausgeführt, 
müssen Gräben bereits bei 1 m Tiefe ausgesteift oder 
abgeböscht werden.

(3) Werden Gräben in festem Boden (schwerem 
Lehm, festem Ton, grobem Kies mit Ton, festem 
Mergel, schieferartigem Fels oder Steingeschiebe) 
senkrecht ausgehoben und beträgt ihre Tiefe mehr als 
1,25 m, jedoch nicht über 1,75 m, so genügt der Ein­
bau von Saumbohlen mit.einer Breite von mindestens 
30 cm.

(4) Überhänge an Gräben sind verboten. Steine, 
Mauerwerk, Stahlträger u. ä., die aus der Grabenwand 
bzw. der Grabenböschung herausragen, sind zu ent­
fernen oder gegen Herausfallen zu sichern.

(5) Werden Rohrleitungsgräbcn an Fundamenten 
vorbeigeführt und liegt die Grabensohle tiefer als 
die Fundamentsohle, so sind die Fundamente gemäß 
§14 der Arbeitsschutzanordnung 331/1 sachgemäß zu 
sichern.


